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Die Vertreterinnen und Vertreter der SPD auf Bundesland-
ebene nehmen hierbei eine entscheidende Rolle ein und lei-
ten das Land und die Menschen mit großen Kraftanstren-
gungen und klugem Kopf auch durch turbulente Zeiten. Im 
Mittelpunkt steht dabei eine strategische Industriepolitik 
mit Fokus auf einer starken Infrastruktur. Obwohl viele 
Infrastrukturvorhaben einer europäischen Koordinierung 
bedürfen, wie beispielsweise die europäische H2-Pipeline-
initiative, müssen den Ländern Kompetenzen beim Infra-
strukturausbau gelassen werden. Die Beispielprojekte aus 
allen 16 Bundesländern machen eins klar – der Föderalis-
mus ist die Lösung. Regionale Entwicklungen sind mitun-
ter sehr unterschiedlich. Das jeweilige Bundesland weiß 
am besten, wo seine Stärken liegen. Im Namen des Wirt-
schaftsforums der SPD bedanke ich mich herzlich für die 
gute Zusammenarbeit und den konstruktiven Austausch.

kung für den Klimaschutz. Wir erdulden Wandel nicht, 
sondern gehen beherzt die Herausforderungen an. Dafür 
haben wir einen Plan in den Ländern und im Bund. 

Seit vielen Jahren findet sozialdemokratische Wirtschafts-
politik erfolgreich statt. In den Ländern werden unter-
schiedlichste Ideen entwickelt, neue Ansätze ausprobiert 
und Innovationen geschaffen. Nicht immer viel beachtet 
von der Öffentlichkeit. Umso wichtiger ist, dass wir hin-
schauen und voneinander lernen. Deshalb ist »Copy and 
Paste« erwünscht. Die Zusammenschau in dieser Bro-
schüre zeigt, dass in den sozialdemokratisch geführten 
Regierungen, in den sozialdemokratisch geführten Wirt-
schaftsministerien und in den sozialdemokratischen Land-
tagsfraktionen eine Vielzahl an guten, innovativen, sozial-
demokratischen Ideen gewälzt und umgesetzt werden.

Wirtschaft und SPD stehen 
in keinem Gegensatz zuei-
nander. Im Gegenteil – die 
vielzähligen Beispiele in 
diesem Papier zeigen, wa-
rum sozialdemokratische 
Wirtschaftspolitik unver-
zichtbar ist in dem tiefgrei-

fenden Transformationsprozess, in dem wir uns als Ge-
samtgesellschaft momentan befinden. Solange Wirtschaft 
Verantwortung trägt und eine ausgewogene Gesamtheit 
bildet, aus fairer Arbeit, Ideen und Investitionen, führt sie 
zu Wohlstand, Zufriedenheit und gesellschaftlichem Zu-
sammenhalt. 

Vorworte

Prof. Dr. Ines Zenke 

Anke Rehlinger

Prof. Dr. Ines Zenke
Präsidentin des Wirtschafts-
forums der SPD e.V.

Unsere Industrie und 
unsere Industriegesell-
schaft sind mitten in 
einem t iefg rei fenden 
Strukturwandel. Für die 
Sozialdemokratie ist das 
die Herausforderung dieses 
Jahrzehnts. Und eine große 
Chance zugleich. Marken-
zeichen der Sozialdemo-
kratie ist ein gestaltender 
Staat, der wirtschaftliche 

Stärke und gute Arbeit zusammenbringt. Es geht darum, 
bestehende Arbeitsplätze zu erhalten und neue Arbeitsplät-
ze zu schaffen – mit aktiver Energiepolitik, Industriepolitik 
und Arbeitsmarktpolitik und das alles mit positiver Wir-

Anke Rehlinger
Ministerpräsidentin des 
Saarlands, Stellv. Vorsitzende 
des Politischen Beirats 
des Wirtschaftsforums der 
SPD e.V.
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Anke Rehlinger

Grundpfeiler für die Transformation ist dabei eine mutige 
Infrastrukturpolitik, die zentral für das weitere Wachs-
tum und die Wettbewerbsfähigkeit unserer Volkswirt-
schaft sein wird. Entscheidungen, die heute getroffen 
werden, sind prägend für den wirtschaftlichen Erfolg un-
seres Landes in den kommenden Jahrzehnten. Es ist von 
großer Bedeutung, Unternehmen Planungssicherheit 
für ihre Investitionen zu gewährleisten, insbesondere 
in den Leitmärkten der Zukunft. Dabei ist es notwendig, 
zukunftsträchtige Schlüsseltechnologien zumindest 
zeitlich begrenzt stärker zu unterstützen und die Verein-
fachung von Zukunftsinvestitionen voranzutreiben. Nicht 
nur die physische Infrastruktur, wie beispielsweise die 
Umrüstung unserer Gasnetze für den Wasserstofftrans-
port, spielt dabei eine entscheidende Rolle. Auch die Rah-
menbedingungen, wie faire Arbeit mit Hilfe steigender 
Tarifbindung, transparente Partizipationsprozesse und 
effiziente Planungs- und Genehmigungsverfahren, gehen 
Hand in Hand mit einer klugen Infrastrukturpolitik. 

Gemäß dem im Grundgesetz verankerten Staatsziel von 
gleichwertigen Lebensverhältnissen kommt den Bundes-
ländern eine herausragende Rolle in unserem föderalen 
System zu. Auf die individuellen Bedürfnisse und regi-
onalen Besonderheiten kann am besten vor Ort reagiert 
werden, länderübergreifende Kooperationen stellen dar-
über hinaus einen wichtigen Grundpfeiler für die Trans-
formation dar. Die aktive Industrie- und Strukturpolitik 
von Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten vor Ort 
sichert Arbeitsplätze und schafft dank kluger Ansied-
lungsentscheidungen neue. Im engen Schulterschluss 
mit den Gewerkschaften und Beschäftigten vor Ort zeigen 
wir, wie eine verlässliche und soziale Wirtschaftspolitik 
aussieht, ohne uns dabei einfacher Parolen und populisti-
scher Rhetorik zu bedienen. 

Die 20er-Jahre dieses Jahrhunderts sind, wie kein anderes 
Jahrzehnt zuvor, eine Dekade der Chancen. Dies scheint 
erstmals fern in Anbetracht von multiplen Krisen, die täg-
lich politischer und gesellschaftlicher Antworten benöti-
gen. Die Covid-19 Pandemie, der russische Angriffskrieg 
auf die Ukraine mit der verbundenen Energiekrise und die 
Auswirkungen des Klimawandels sind nur einige von vie-
len Ereignissen, die uns aufgezeigt haben, dass jahrzehn-
telang erlernte Lösungsansätze keine adäquaten Antwor-
ten auf die drängenden Fragen unserer Zeit mehr bieten. 
Die vergangenen Monate und Jahre haben jedoch auch 
gezeigt, dass sich die SPD nicht an alten Lösungsmustern 
festklammert und sich Veränderungen ausliefert, son-
dern durch kluge und gestaltende Politik zukunftsweisen-
de Antworten bietet. 

Dabei liegt der Fokus der Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten in Deutschland auf der ganzheitlichen 
Transformation bestehender Prozesse hin zu mehr Nach-
haltigkeit, Resilienz und Gerechtigkeit. Kleinteilige, pres-
tigewirksame Leuchtturmprojekte können ein Element 
der Transformation sein. Was es jedoch braucht, sind 
zeitgemäße Strategien, die das Große und Ganze im Blick 
haben und somit auch für die kommenden Generationen 
die richtigen Weichen stellen. Die SPD steht für eine ope-
rative und mutige Koordinierung von Industriepolitik. Sie 
begnügt sich nicht mit Schaufensterpolitik, die wenig an 
festgefahrenen Strukturen ändert, sondern schafft die er-
forderlichen Rahmenbedingungen für eine moderne und 
zukunftssichere Industrie in Deutschland. 

Sozialdemokratische Wirtschaftspolitik: 
Ein Anker in Krisenzeiten 
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Der Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier zu Besuch im Saarland im Rahmen seines »Ortszeit Deutschland«-Formats vom 6. bis 9. März 2023

bilität der öffentlichen Finanzen zu garantieren, kommt 
dabei in den vergangenen Jahren zunehmend an ihre 
Grenzen. Ihre Aussetzung in drei aufeinanderfolgenden 
Jahren aufgrund zusätzlich benötigter Finanzmittel für 
Energie, Inflationsausgleichsmaßnahmen und verteidi-
gungspolitische Instrumente war gerechtfertigt. Aber 
auch die Herausforderungen des beschleunigten Struk-
turwandels können eine außerordentliche Notsituati-
on im Sinne der im Grundgesetz verankerten Schulden-
bremse darstellen. Das hat die Aufstellung eines durch 
neue Schulden finanzierten Transformationsfonds im 
Saarland gezeigt. Die sozialdemokratischen Eckpfeiler 
der nachhaltigen Finanzierung der Transformation ste-
hen fest: Industriearbeitsplätze müssen gesichert, die 
wirtschaftlichen Prozesse dekarbonisiert und das Prinzip 
der Generationengerechtigkeit eingehalten werden. Die 
immensen Herausforderungen, vor die wir gestellt wer-
den, wenn wir heute nicht in eine resiliente Zukunft in-
vestieren, wiegen dabei schwerer als die Aufnahme neuer 
Schulden für diese Zukunft.

Der Strukturwandel kann nur funktionieren, wenn in die-
sem Jahrzehnt die finanzpolitischen Weichen richtig und 
nachhaltig gestellt werden. Dabei reicht es nicht aus, klein-
teilige Leuchtturmprojekte finanziell zu unterstützen. Um 
einen massiven Kapitaleinsatz durch privatwirtschaftli-
che Akteure zu entfesseln, bedarf es eines übergreifenden 
Plans, wie die Wirtschaft nachhaltig transformiert werden 
kann. Dazu ist es erforderlich, Deutschland zu einem wett-
bewerbsfähigen Fondsstandort zu machen, der vor allem 
institutionelle Investitionen freisetzen kann. Der Staat 
muss die richtigen Rahmenbedingungen setzen, dabei 
werden zukunftsorientierte Investitionen in post-fossile 
Infrastrukturen, Innovationen und industriepolitische 
Maßnahmen unabdingbar. Es gilt, den Staat zu einem 
entscheidungsfähigen und tatkräftigen Partner der Privat-
wirtschaft für lohnende Investitionen in eine klimaneutra-
le, resiliente und souveräne Zukunft zu machen. 

Die seit 2011 bestehende Schuldenbremse für Bund und 
Länder, die eingeführt wurde, um eine langfristige Sta-

BE I S P IE L E
DIE  F IN A N Z IE R U NG  DE R  T R A N S -
F OR M AT ION  A L S  GR U NDP F E IL E R 
EINER ZUKUNF TSFESTEN INDUSTRIE
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Die wirtschaftliche Struktur des SPD-geführten SA A R L A N DE S  ist geprägt durch die Automobil- und die Stahlindus-
trie. Klimawandel, Ukrainekrieg und Energiepreisschock machen die dort ohnehin notwendige Transformation umso 
dringlicher. Die SPD-Landesregierung hat verstanden, dass es sich bei der Bewältigung dieser Krise um eine außerordent-
liche Notsituation handelt und für das Saarland einen Transformationsfonds in Höhe von drei Milliarden Euro eingesetzt, 
der dabei unterstützen wird, die notwendigen Schritte zum Gelingen der Transformation zu gehen. Mit diesem Geld unter-
stützt das Saarland die Ansiedlung neuer Unternehmen, fördert den Ausbau von Transformationsinfrastruktur und schafft 
Innovationen. Um zu garantieren, dass die Investitionen qualitativ hochwertig und verantwortlich getätigt werden, wird 
die Verwaltung der Gelder durch einen Beirat hochkarätiger, unabhängiger Expertinnen und Experten begleitet.

Die SPD-Landtagsfraktion in H E SSE N  hat einen Gesetzentwurf für ein Transformationsfondsgesetz eingebracht, mit dem 
die hessische Wirtschaft in den kommenden Jahren bei den anstehenden Transformationsherausforderungen gezielt unter-
stützt werden soll. Mit einem Volumen von zwei Milliarden Euro für die nächsten zehn Jahre soll sichergestellt werden, dass 
die durch Dekarbonisierung, Digitalisierung sowie demografischen Wandel begründeten Herausforderungen im Trilog 
zwischen Politik, Wirtschaft und Arbeitnehmerverbänden adressiert sowie gute Arbeit und starke Wirtschaft gemeinsam 
gedacht werden. Die Förderung von Unternehmen orientiert sich hierbei an sozialen Kriterien wie Mitbestimmung oder Ta-
rifbindung.

Die SPD BE R L I N  hat sich in den Koalitionsverhandlungen für die Einrichtung eines Sondervermögens »Klimaschutz, 
Resilienz und Transformation« in Höhe von 5 bis 10 Milliarden Euro stark gemacht, um die Infrastruktur in den Be-
reichen Energieversorgung, Gebäude, Mobilität und Wirtschaft auf dem Weg zur Klimaneutralität fit zu machen. Die 
SPD-geführte Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe wird bei der Umsetzung des Sondervermögens 
eine zentrale Rolle spielen, um insbesondere den weiteren Ausbau der Erneuerbaren Energien, die Elektromobilität und 
eine nachhaltige Transformation in der Wirtschaft zu ermöglichen. 

Für eine soziale Klimatransformation braucht es neue öffentliche Infrastrukturen: Dazu gehören Windkraft und Solare-
nergie, die Modernisierung von Strom- und der Ausbau von Wärmenetzen, der Hochlauf einer Wasserstoffwirtschaft, die 
Förderung von Ladestationen für Elektromobilität und die Entwicklung von smarten Verkehrssystemen. All das kostet viel 
Geld, das nicht einfach aus den knappen Landeshaushalten genommen werden kann. Der TraFo.SH löst dieses Problem in 
Form eines kreditfinanzierten Sondervermögens in SCH L E S W IG -HOL S T E I N  und mobilisiert bis 2030 10 Milliarden 
Euro. Das gewährleistet Investitionssicherheit und ermöglicht die Kofinanzierung von EU- und Bundesmitteln.

Unter Federführung des SPD-geführten Energie- und Umweltministeriums in SAC H SE N-A N H A LT  wurde ein Zu-
kunfts- und Klimaschutzkongress durchgeführt. Im Rahmen dieses Kongresses wurde ein Aktionsplan mit 97 konkre-
ten Maßnahmen für mehr Klimaschutz erarbeitet. Mit Blick auf die Notwendigkeit der Unterstützung der Wirtschaft bei 
diesen Transformationsmaßnahmen hat der Energieminister einen entsprechenden Klima- und Transformationsfonds 
gefordert. Die entsprechenden Vorbereitungen finden Eingang in die Haushaltsverhandlungen. 

Die SPD-Landtagsfraktion B A D E N-W Ü RT T E M BE RG  hat die Landesregierung aufgefordert, zur Unterstützung von 
Industrie und Wirtschaft einen Transformationsfonds aufzulegen, dessen Fördermittel es Unternehmen finanziell ermögli-
chen, sich unabhängig von der Energieversorgung aus fossilen Energiequellen zu machen. Über ein Zuschussprogramm sol-
len Maßnahmen zur Energieeinsparung (beispielsweise die Anschaffung energiesparender Maschinen) und zur Versorgung 
mit Erneuerbaren Energien (beispielsweise durch Errichtung eigener Anlagen zur Energieerzeugung) gefördert werden.

Die sozial-ökologische Transformation der Industrie ist auch in NOR DR H E I N-W E S T FA L E N  vordringliches Ziel der 
Sozialdemokratie, um wirtschaftliche Wertschöpfung und gute Arbeit für mehr als 1,2 Millionen Beschäftigte zu sichern. 
Gleichzeitig emittieren Industrie und Energiewirtschaft zwei Drittel der Treibhausgase in NRW. Um die immensen Zukunfts-
investitionen tätigen zu können, brauchen gerade mittelständische Betriebe oft Unterstützung. Die SPD in Nordrhein-West-
falen fordert einen Transformationsfonds in Höhe von 30 Milliarden Euro, über den privates Kapital aus Green Bonds bereit-
gestellt wird und der Investitionen in kreislaufbasierte Produktionsprozesse und erneuerbare Energieversorgung ermöglicht.
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 In Coesfeld Letter Bruch in Nordrhein-Westfalen ist 2021 einer der landesweit größten Windparks für die Umsetzung der lokalen 

Energiewende entstanden. Mit einem Teil der finanziellen Erträge unterstützt der Windpark das gesellschaftliche Engagement der 

Bürgerstiftung Coesfeld.

Mit dem Beschluss der Regelungen für einen schnelle-
ren Ausbau Erneuerbarer Energien, die unter anderem 
einfachere Verfahren für die Planung und Genehmi-
gung von Windrädern an Land und auf See, für Anbin-
dungsleitungen für Offshore-Windparks, für Solaran-
lagen auf Freif lächen und für die Stromnetze vorsieht, 
wurde ein wichtiger Schritt getan. Nun gilt es, die 
Bevölkerung vor Ort bei den anstehenden Herausfor-
derungen zu unterstützen und durch eine finanzielle 
Beteiligung von Kommunen an Windenergie- und So-
lar-Freif lächenanlagen breite Akzeptanz zu schaffen. 
Energiesouveränität ist zu einer Frage der nationalen 
und europäischen Sicherheit geworden – der Hoch-
lauf der Erneuerbaren ist damit unabdingbar für eine 
Transformation »Made in Germany«. 

Der Hochlauf der Erneuerbaren Energien wird zum ent-
scheidenden Game-Changer in den nächsten Jahren wer-
den. Bis 2030 sollen 80 Prozent unserer Energie aus erneu-
erbaren Quellen stammen. Im ersten Halbjahr 2023 lag der 
Anteil der Erneuerbaren mit ca. 58 Prozent an der Netto-
stromerzeugung auf Rekordniveau, mit Windenergie als 
mit Abstand wichtigste Energiequelle. Dennoch kommt 
der Ausbau der Erneuerbaren nur zögernd voran. Gründe 
dafür sind unter anderem komplizierte Genehmigungs-
verfahren und wachsende Widerstände der Bevölkerung 
vor Ort. 

BE I S P IE L E
A U F  DE M  W E G  Z U R  K L IM A -
NE U T R A L I TÄT  –  S A UBERE  ENER GIE 
IN  DE N  B U NDE S L Ä NDE R N 
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Die deutschen Seehäfen haben eine zentrale Bedeutung für die Erreichung der Energiewende. Jedoch sind die bishe-
rigen Hafeninfrastrukturen hierfür nicht ausreichend. Mit bereits ansässigen Unternehmen und einer gut vernetzten 
Wissenschaftslandschaft in der alternativen Energiegewinnung und Umweltforschung bietet Bremerhaven ideale Vo-
raussetzungen für einen Energiehafen. BR E M E N  hat deswegen Schritte eingeleitet, um den 250 ha großen südlichen 
Fischereihafen in Bremerhaven zu einem Energy-Port zu entwickeln. In einer Potenzialstudie wurden vielfältige Nut-
zungsüberlegungen skizziert, darunter die Produktion von Komponenten für Offshore-Windkraftanlagen und der Im-
port emissionsfreier Energieträger. Hierfür wurden 4,2 Millionen Euro Planungsmittel beschlossen.   

Wärmenetze sind der günstigste und sozialste Weg, um in Zukunft klimaneutral zu heizen. Statt alle Häuser einzeln zu 
dämmen und mit Wärmepumpen auszustatten, kommt das warme Wasser über Leitungen in die Heizkörper. Zwei Auf-
gaben müssen dabei gelöst werden. Die notwendigen Investitionen müssen mobilisiert werden. Und kleine Kommunen 
ohne eigenes Stadtwerk müssen bei der Schaffung dieser neuen Infrastruktur unterstützt werden. Bei beiden Aufgaben 
hilft eine Landesinfrastrukturgesellschaft. Sie kann sich zu günstigsten Konditionen kapitalisieren und sie kann als 
»Stadtwerk des Landes« bei der Planung und dem Betrieb von Wärmenetzen in die Verantwortung gehen, wenn örtliche 
Strukturen fehlen. Die SPD-Fraktion in S CH L E S W IG -HOL S T E I N  setzt sich für eine weitere Forcierung ein.

Mit 8,3 GW Windenergie und 5,6 GW PV belegt BR A N DE N BU RG  im BL-Ranking Platz 2 und 4. Dadurch kann Bran-
denburg seinen Stromverbrauch seit dem Jahr 2020 bilanziell zu 100 Prozent aus Erneuerbaren Energien decken. Mit 
dem Beschluss »Photovoltaik-Potenziale landesweit besser nutzen« erweitert die Regierungskoalition die Flächenku-
lisse für Photovoltaik-Anlagen um Landschaftsschutzgebiete (LSG). Der bisherige Ausschluss von LSG verweigerte gan-
zen Kommunen die Teilhabe an der Energiewende. Dies wird sich nun mit der behutsamen Öffnung von LSG ändern. Mit 
dem Windenergieanlagenabgabengesetz wurde eine Regelung geschaffen, die die Betreiber von Windenergieanlagen 
verpflichtet, jährlich 10.000 Euro an die betroffenen Kommunen zu zahlen.                     
Die Stadtwerke Prenzlau wollen die bisher vier Teilnetze der Fernwärme in einem großen Wärmenetz zusammenfassen 
und eine zentrale Wärmeerzeugung etablieren. Die Wärmeerzeugung für das Netz soll zum großen Teil über Geother-
mie abgedeckt werden.
 
B A D E N-W Ü RT T E M BE RG  kommt beim Ausbau Erneuerbarer Energien nicht voran. Zuletzt wurden unter der 
grün-geführten Landesregierung im ganzen Land nur einige wenige Windräder – im Jahr 2022 gerade einmal neun – neu 
gebaut und die von der Landesregierung selbst gesteckten (bescheidenen) Ziele einkassiert. Die SPD-Landtagsfraktion 
sieht das Land in der Verantwortung, den Betrieben im ganzen Land Zugang zu Erneuerbaren Energien zu ermöglichen, 
und fordert eine Infrastrukturgesellschaft des Landes, die den Ausbau von Netzen, die Wasserstoffversorgung, den 
Ausbau von Verkehrswegen, die digitale Infrastruktur und weitere Maßnahmen unterstützt. Es muss generell sicherge-
stellt werden, dass auch die südlichen Bundesländer Zugang zu Erneuerbaren Energien zu bezahlbaren Preisen haben.

Bis zu 40 Prozent des Wärmebedarfs in B A Y E R N  können rechnerisch allein aus der Tiefengeothermie in Südbayern 
gedeckt werden. SPD-regierte Städte und Gemeinden wie München und Unterhaching machen es vor. Die Stadtwerke 
München haben die größte Geothermie-Anlage Deutschlands, die rund 80.000 Menschen mit klimaneutraler Fernwär-
me versorgen soll. Die SPD-Landtagsfraktion setzt sich dafür ein, dass auch auf Landesebene angemessene Maßnah-
men ergriffen werden, um das Geothermie-Potenzial vollumfänglich zu nutzen. Denn aktuell deckt die Tiefengeother-
mie nur circa 0,5 Prozent des gesamtbayerischen Wärmebedarfs. Die SPD-Landtagsfraktion fordert auf Landesebene ein 
Bürgschaftsprogramm für finanzschwächere Kommunen, einen strategischen Ausbau von Verbundleitungen sowie die 
Beschleunigung und Entbürokratisierung von Genehmigungsverfahren. Außerdem will die SPD-Fraktion in Bayern, wie 
in Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg, ein verpflichtendes Beteiligungsmodell beim Ausbau der Erneuerbaren 
Energien. Sie setzt sich für eine gesetzliche Regelung ein, die eine verbindliche finanzielle Beteiligung von Menschen und 
standortnahen Kommunen vorsieht, damit die Menschen direkt von den Erlösen der Windkraftanlagen profitieren.
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Die SPD-geführte Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe in BE R L I N  gestaltet die Transformation und 
den Weg zur Klimaneutralität bis spätestens 2045 in allen wirtschaftlichen Teilbereichen. Ein zentrales Ziel der ener-
giepolitischen Strategie ist dabei der Rückkauf der Berliner Fernwärme. Damit soll nicht nur dauerhaft Versorgungssi-
cherheit gewährleistet werden, sondern vor allem auch die Wärmewende zügig vorangebracht werden. Einen wichtigen 
Baustein hierfür wird in Zukunft die Geothermie spielen. Hierfür werden derzeit die ersten Projekte mit Tiefenbohrun-
gen realisiert. Die urbane Energiewende wird sich in Berlin bei der Stromversorgung vor allem durch Solar realisieren 
lassen. Mit dem Ausbau der Photovoltaik liegt die Solarcity Berlin aktuell deutschlandweit auf einem der vordersten 
Plätze, gemessen an der zur Verfügung stehenden Fläche. 25 Prozent Anteil an der Stromerzeugung ist das Ziel bis 2035. 
Als Hauptstadt der Elektromobilität ist der beschleunigte Ausbau der Ladeinfrastruktur der wichtigste Baustein. Hier-
für wird noch in diesem Jahr eine neue Gesamtstrategie Ladeinfrastruktur präsentiert.

N I E DE R SACH SE N  bleibt Vorreiter bei der Energiewende. Mit dem Ausbau der Erneuerbaren Energien und den Im-
portkapazitäten für grüne Moleküle übernimmt das Land Verantwortung für die Energieversorgung in ganz Deutsch-
land. Die großen Mengen klimaneutraler Energien bieten große Chancen für niedersächsische Betriebe und deren 
Arbeitsplätze, sowie für Neuansiedlungen. Beim massiven Ausbau der Erneuerbaren Energien sollen die Standorte 
künftig finanziell profitieren, und zwar sowohl die Kommune selbst als auch die Bürgerinnen und Bürger. Verfahren 
zum Ausbau werden vereinfacht und beschleunigt. In Wilhelmshaven und Stade wird momentan die Infrastruktur für 
die weiter notwendigen Energieimporte realisiert, damit wird Niedersachsen die maßgebliche deutsche Energiedreh-
scheibe für Wasserstoffimporte. Mit dem ersten deutschen LNG-Terminal in Wilhelmshaven und ihrer wasserstofffähi-
gen Weiterentwicklung hat das SPD-geführte Wirtschaftsministerium dazu einen ersten wichtigen Schritt getan.

Im SPD-geführten Energieministerium in SACHSE N-A N H A LT  wird ein Gesetzesentwurf zur angemessenen finan-
ziellen Beteiligung von Kommunen sowie Bürgerinnen und Bürgern beim Ausbau Erneuerbarer Energien vorbereitet. 
Das Gesetz wird noch im Jahr 2023 ins parlamentarische Verfahren eingebracht. Damit soll die Bereitschaft zur Bereit-
stellung entsprechender Flächen weiter gesteigert und die Akzeptanz für den notwendigen Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien erhöht werden.

Die SPD-Landtagsfraktion in Baden-Württemberg fordert eine Infrastrukturgesellschaft des Landes, die unter anderem den Ausbau von 

Netzen sicherstellt, welcher notwendig ist, um den südlichen Bundesländern Zugang zu bezahlbaren erneuerbaren Energien zu gewährleisten. 

In Berlin soll bis 2035 der Anteil der Solarenergie auf 25 Prozent steigen.
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Um den Ausbau der Erneuerbaren Energien zu beschleunigen, hat die Landtagsfraktion der SPD in N O R D -
R H E I N-W E S T FA L E N  2023 einen Gesetzentwurf zur Streichung der pauschalen 1.000 Meter Mindestabstand zu 
Windenergieanlagen (WEA) eingebracht. CDU und Bündnis 90/Die Grünen haben dies abgelehnt. Zudem fordert die 
Landtagsfraktion ein Windbeteiligungsgesetz nach dem Vorbild Mecklenburg-Vorpommerns, bei dem Anlieger fi-
nanziell vom Betrieb der WEA profitieren. Dies soll auf große Solarparks (> 1 MW Leistung) ausgedehnt werden, um 
den Kreis der Begünstigten auszuweiten. Neben der Anteilseignung sollen alternativ Modelle zur Vergünstigung der 
Strompreise berücksichtigt werden, damit auch Menschen ohne finanzielle Rücklagen profitieren. Nach dem Erfolg von 
Innovation City fordert die SPD-Landtagsfraktion den landesweiten Roll-Out in Nordrhein-Westfalen. Der Ausbau Er-
neuerbarer Energien wird mit der energetischen Modernisierung von Gebäuden kombiniert – auf Augenhöhe durch eine 
Wärmewende von unten. Eine Potenzialstudie zeigt, dass eine Modernisierung von 1.000 Quartieren über zehn Jahre 
ein großes Klima- und Wirtschaftsprogramm ist. Der Investitionsseite von 24 Milliarden Euro (hälftig öffentlich/privat) 
stehen eine Bruttowertschöpfung von 16 Milliarden Euro, 23.000 Jobs und eine THG-Minderung von 5,7 Millionen Ton-
nen im Jahr – etwa 2,5 Prozent in Nordrhein-Westfalen – gegenüber.

Grüne Gewerbegebiete sind ein wichtiger Baustein, damit M E C K L E N BU RG -VOR P OM M E R N  zu einem der füh-
renden Standorte für klimaneutrales Wirtschaften wird. Deshalb wird die Schaffung grüner Gewerbegebiete besonders 
gefördert. Bei der Erschließung neuer Gewerbegebiete wird um 15 Prozentpunkte höher gefördert, wenn die Gewerbe-
gebiete überwiegend mit lokal erzeugten Erneuerbaren Energien versorgt werden. Außerdem wird mit einer Personal-
kostenförderung unterstützt, wenn bestehende Gewerbegebiete zu grünen Gewerbegebieten weiterentwickelt werden.

Die Stadtwerke der SPD-geführten bayerischen Landeshauptstadt München haben die größte Geothermie-Anlage Deutschlands, die rund 

80.000 Menschen mit klimaneutraler Fernwärme versorgen soll.
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In Hamburg wird das ehemalige Kohlekraftwerk Moorburg zu einem Wasserstofferzeuger umgerüstet. Es wird voraussichtlich ab der zweiten 

Hälfte der 2020er einsatzbereit sein und eine geplante Leistung von zunächst 100 MW haben.

Für den Ausbau der Erzeugungsinfrastruktur für Was-
serstoff müssen gezielt die vorhandenen Potentiale für 
Offshore-Wind, Onshore-Wind und Photovoltaik genutzt 
werden, verbunden mit dem bundesweiten Aufbau großer 
Elektrolysekapazitäten. Hierbei kommt unseren Ländern 
und Kommunen eine Schlüsselrolle zu, denn der Transport 
wird vor allem über Regionalnetze abgewickelt. Bei der 
Umrüstung von Gastransportnetzen auf Wasserstoff muss 
die Frage geklärt werden, wie Endabnehmer, die nicht an 
den Hauptrouten liegen, an den Wasserstoff gelangen. Die 
Rahmenbedingungen für den Hochlauf von Wasserstoff-
produktion und notwendiger Wasserstoffinfrastruktur 
müssen daher jetzt festgelegt werden. Dazu bedarf es einer 
Anpassung der Taxonomieregelungen in Europa und eines 
regulatorischen Rahmens, der private Investitionen in die 
notwendige Wasserstoffinfrastruktur unterstützt.

Eine ausschließlich strombasierte Energieversorgung 
ist nicht in allen Wirtschaftsbereichen erreichbar oder 
erstrebenswert. Wasserstoff, prioritär hergestellt aus Er-
neuerbaren Energien, wird deshalb in der Zukunft eine 
entscheidende Rolle bei der Dekarbonisierung unse-
rer Wirtschaft spielen. Auch hierfür ist der konsequen-
te Hochlauf der Erneuerbaren Energien unabdingbar. 
Nichtsdestotrotz wird Deutschland aufgrund seiner kli-
matischen Gegebenheiten grünen Wasserstoff in großer 
Menge aus dem Ausland importieren müssen. Viele Wirt-
schaftsbereiche haben bereits ihre Bedarfe angemeldet, 
jetzt ist es an der Zeit die aktuelle »Wasserstoff-Euphorie« 
durch pragmatische und smarte Strategien und Projekte 
anzutreiben. Neben den Kriterien der Verfügbarkeit und 
Bezahlbarkeit muss vor allem die Erreichbarkeit beim 
Endabnehmer sichergestellt sein. 

BE I S P IE L E
WA S S E R S T OF F  –  E NE R GIE T R Ä GE R 
MI T  Z U K U NF T
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In S AC H S E N  unterstützt das SPD-geführte Wirtschaftsministerium den Innovationscluster »HZwo: Antrieb für 
Sachsen« aus Unternehmen und Forschungsreinrichtungen, der ein umfassendes Wertschöpfungsnetzwerk für die 
Entwicklung von konkreten serienreifen Antriebskomponenten sowie die Bereitstellung und industrielle Nutzung von 
Wasserstoff als Energieträger betreut. Zudem hat das Wirtschafts- und Verkehrsministerium zusammen mit dem Ener-
gieministerium Anfang 2022 eine Sächsische Wasserstoffstrategie vorgelegt.  

NOR DR H E I N-W E S T FA L E N  ist als Standort energieintensiver Industrien Zukunftsort für die Wasserstoffwirt-
schaft. Wasserstoffnetze wie die GetH2-Nukleus Pipeline sind im fortgeschrittenen Planungsstadium. Doch neben 
den großen industriellen Abnehmern ist auch der produzierende Mittelstand auf die H2-Versorgung angewiesen, um 
Klimaneutralität zu erreichen. Ein Beispiel ist die Transformation des Hafens der SPD-geführten Stadt Gelsenkirchen 
zum »Klimahafen«. Pilotprojekt ist die Dekarbonisierung der Prozesswärme in energieintensiven Betrieben auf wasser-
stoffreiches Energiegas, das zukünftig komplett durch grünen Wasserstoff ersetzt werden soll.

Vier IPCEI-Projekte (Important Project of Common European Interest) bilden den Nukleus für den Wasserstoffhoch-
lauf in Mecklenburg-Vorpommern. In den nächsten Jahren werden 560 Millionen Euro Fördermittel im Land investiert. 
M E C K L E N BU RG -VOR P OM M E R N  arbeitet aktuell an einer eigenen Wasserstoffstrategie für das Land, in welcher 
landesspezifische Schwerpunkte gesetzt werden. Es wurde die Wasserstoff-Transferstelle geschaffen. Sie koordiniert 
die Zusammenarbeit der Wasserstoffakteure aus Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung, organisiert Netzwerktref-
fen und Veranstaltungen und initiiert und begleitet Arbeitsgruppen, Workshops und andere Gesprächsformate zu Was-
serstoffthemen und Projekten. Die Wasserstofftransferstelle dient als zentrale Ansprechstelle für Wasserstoffakteure in 
Mecklenburg-Vorpommern und baut proaktiv Kontakte zu diesen auf, um sie in die Netzwerkaktivitäten einzubinden.

SACHSE N-A N H A LT  verfügt seit mehr als 100 Jahren über eine Wasserstoff-Infrastruktur zur Versorgung energiein-
tensiver Unternehmen. In den nächsten Jahren wird diese Speicher- und Transportinfrastruktur erheblich ausgebaut. 
Eine besondere Bedeutung haben dabei IPCEI-Projekte. Damit wird die Energiewende in Sachsen-Anhalt vorangetrie-
ben und zugleich die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft, insbesondere der chemischen Industrie gesichert. Im Zu-
sammenspiel mit dem Bau der weltweit größten PEM-Elektrolyseanlage soll in Leuna das zentrale Drehkreuz für Trans-
port und Speicherung von Wasserstoff in Europa entstehen. Zusätzlich dazu wurde mit Hilfe der Forschungsförderung 
des Wissenschaftsministeriums durch die Fraunhofer-Gesellschaft das »Hydrogen Lab« in Leuna errichtet. Dort soll 
die industrielle Umsetzung der Erzeugung von Wasserstoff aus Erneuerbarer Energie vorbereitet und die Weiterent-
wicklung von Elektrolyseuren und Syntheseverfahren vorangetrieben werden.

Im Jahr 2022 wurde eine Machbarkeitsstudie für ein Wasserstoffstartnetz im Land BR A N DE N BU RG  (»H2-Startnetz 
BB«) in Auftrag gegeben. Ziel war es, Wasserstoffquellen und -senken im Land Brandenburg räumlich und zeitlich zu 
quantifizieren sowie eine mögliche Trassierung zu entwerfen. Die Bearbeitung der Studie ist mittlerweile abgeschlos-
sen und die Ergebnisse wurden der Öffentlichkeit am 16. Februar 2023 im Rahmen einer Pressekonferenz vorgestellt. 
Die Gesamtlänge des Brandenburger H2-Startnetzes beträgt 1.100 km und führt zu einem Investitionsbedarf von 1,2 
Milliarden Euro. Eine weitere wichtige Maßnahme zur Umsetzung unserer Wasserstoffstrategie ist der digitale Wasser-
stoffmarkplatz Berlin-Brandenburg. Er ging im März 2022 online und wird sehr gut angenommen: Nach etwas über ei-
nem Jahr haben sich bereits rund 350 Akteurinnen und Akteure auf der Plattform angemeldet und dort gut 370 Projekte/
Angebote/Nachfragen platziert.
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Neben dem Kohleausstieg bis spätestens 2030 plant H A M BU RG  unter der Führung der SPD den Aufbau einer um-
fassenden Wasserstoffinfrastruktur. Zentral ist die Umrüstung des ehemaligen Kohlekraftwerks Moorburg zu einem 
Wasserstofferzeuger. Der Aufbau des sogenannten »Green Energy Hub Moorburg« soll durch die Zusammenarbeit des 
Hamburger Senats mit Partnern aus der Wirtschaft erfolgen. Er wird voraussichtlich ab der zweiten Hälfte der 2020er 
einsatzbereit sein und eine geplante Leistung von zunächst 100 MW haben. Damit wird es eine der größten Wasser-
stoffanlagen weltweit sein. Die Europäische Union unterstützt die Umrüstung von Moorburg und weitere Wasserstoff-
projekte in Hamburg finanziell (IPCEI). Auch die Bundesregierung stellt Mittel zur Verfügung. Der Hamburger Hafen 
spielt dabei eine zentrale Rolle aufgrund seiner Logistikmöglichkeiten und der Präsenz großer Industrieunternehmen. 
Diese Unternehmen haben einen hohen Energiebedarf und ein starkes Interesse an nachhaltigem Wasserstoff. Um der 
Nachfrage gerecht zu werden, soll das Leitungsnetz bis 2030 von 45 auf 60 Kilometer ausgebaut werden. Das Ziel der SPD 
ist die Klimaneutralität der gesamten Stadt und die Sicherung des Industriestandorts Hamburg.

Die Landesregierung T H Ü R I NGE N  unterstützt seit 2021 das HySON-Institut Sonneberg sowohl bei der Durchfüh-
rung von Forschungsprojekten als auch beim Neubau von Forschungsinfrastrukturen. Damit schließt die Landesre-
gierung die Lücke zwischen Forschung und Anwendung in Thüringen. Erste Erfolge sind bereits sichtbar: Das Projekt 
»h2-Well«, an dem das HySON Institut maßgeblich beteiligt ist, hat im Konsortium bis Ende 2025 bis zu 15 Millionen 
Euro Bundesförderung eingeworben. Damit sollen im Rahmen des h2-well-Bündnisses die Realisierung einer regiona-
len, dezentral organisierten, grünen Wasserstoffwirtschaft bis Ende des Jahrzehnts mit einem Beweis der Umsetzungs-
fähigkeit dezentraler Lösungen bis Ende 2025 vorangetrieben werden. Außerdem wurde unter dem Dach der ThEGA 
im Frühjahr 2022 mit der Thüringer Allianz für Wasserstoff in der Industrie (ThAWI) ein gelungenes Format etabliert, 
welches den Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft in Thüringen erheblich unterstützen kann. Die ThAWI bietet Thürin-
ger Unternehmen den Zugang zu aktuellen Informationen zum Thema Wasserstoff, eine Austauschplattform sowohl 
untereinander als auch mit relevanten Akteuren in Forschung und Entwicklung sowie Unterstützung bei der Initiierung 
von (Pilot-)Projekten und Projektanträgen. 

Das S A A R L A N D  ist Stahlland. Der enorme Energiebedarf in der Stahlproduktion macht eine Transformation des 
Wirtschaftszweiges dringend notwendig, um die saarländische Wirtschaft zu dekarbonisieren. Zusammen mit den 
Akteuren aus der Stahlwirtschaft macht die saarländische Landesregierung mit Fördermitteln das größte Dekarbo-
nisierungsprojekt der Landesgeschichte möglich. Durch die Umstellung auf Elektrolichtbogenöfen und den Bau einer 
Direktreduktionsanlage wird die Stahlindustrie nahezu unabhängig von fossilen Brennstoffen werden. Um eine grüne 
Energieversorgung für die Stahlhütten zu garantieren, fördert das Saarland den Bau transnationaler Wasserstoffpipe-
lines. Mit dem Infrastrukturprojekt mosaHYc (moselle-saar-Hydrogen conversion) entsteht in der Großregion um das 
Saarland ein etwa 100 km langes Wasserstoffpipelinenetz. Dieses grenzüberschreitende Pionierprojekt wird zeigen, 
wie die Stahlindustrie des Saarlandes zukünftig grün wird. Mit dem bereits laufenden Aufbau einer landeseigenen Was-
serstoffagentur gibt die Landesregierung nun all diesen Bestrebungen ein gemeinsames Dach. Die Wasserstoffagen-
tur wird zukünftig für die Strategieentwicklung verantwortlich sein, den Netzausbau begleiten, Akteure vernetzen und 
dort beraten, wo es notwendig ist. So wird das Saarland sicherstellen, dass der große Wasserstoffbedarf im Saarland so 
schnell wie möglich gedeckt werden kann.

Die Transformation der Wirtschaft in N I E DE R SAC H SE N  zu begleiten und zu gestalten ist zentrales Vorhaben der 
niedersächsischen Landesregierung. Niedersächsische Unternehmen demonstrieren dabei bereits, wie Klimaschutz zu 
einem Wettbewerbsvorteil führen kann. Innovative Vorhaben wie SALCOS bei der Salzgitter AG zeigen, wie Transfor-
mationsprozesse verantwortungsvoll gestaltet werden können. Für eine erfolgreiche Dekarbonisierung der Wirtschaft 
ist es zwingend erforderlich, genügend Erneuerbare Energien und ausreichend grünen Wasserstoff bereitzustellen. Da-
für braucht es die notwendigen Anlagen zur Produktion sowie die Infrastruktur, um Wasserstoff an die Unternehmen zu 
liefern.  Für den Import von grünem Wasserstoff werden Wilhelmshaven und Stade zur Energiedrehscheibe entwickelt.
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Dabei zeigt sich, dass Einzelansiedlungen von größeren 
Playern Auswirkungen auf die ganze Region haben kön-
nen, wie beispielsweise in Grünheide in Brandenburg. 
Durch innovative Ansiedlungen und dem Aufbau von nach-
haltigen Wertschöpfungsketten kann der Strukturwandel 
gelingen und Arbeitsplätze in sonst strukturschwachen 
Gegenden gesichert werden. Auch hier gilt: Qualität vor 
Quantität. Der Staat muss hier mit gutem Beispiel voran-
gehen und bei dem Aufbau von notwendiger Infrastruktur 
schnell und mutig eingreifen. 

Nicht erst seit Bekanntmachung der USA mit dem Inflati-
on Reduction Act ein milliardenschweres Investitionspro-
gramm für die Neuausrichtung der US-amerikanischen 
Wirtschaft aufzusetzen, herrscht ein harter Wettbewerb 
um Zukunftsbranchen und deren Ansiedlung. Es gilt, An-
siedlungsentscheidungen gegen Europa abzuwenden und 
durch eine operative Koordinierung der Industriepolitik 
kombiniert mit einer aktiven Beratung vor Ort, Deutsch-
land als attraktiven Wirtschaftsstandort zu erhalten. Eine 
Reform der europäischen Fiskalregeln und des europäi-
schen Beihilferechts ist der erste Schritt, um Subventionen 
zu erleichtern und Wertschöpfung zu erhalten.

BE I S P IE L E
IND U S T R IE  E R H A LT E N  U ND  A U S -
B A U E N  –  U N S E R E  A N S I E D L U N G S -
OF F E N S I V E  F Ü R  U N T E R NE HME N

Die SPD-Fraktion in Schleswig-Holstein fordert, dass die Wirtschafts- und Technologiegesellschaft (WTSH) des Landes neu und vor allem 

internationaler aufgestellt wird.
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Aus dem Zusammenspiel sich ergänzender Einzelansiedlungen bilden sich nachhaltige ökonomische Synergien. In 
BR A N DE N BU RG  wird hier insbesondere der Fokus auf den Aufbau einer nachhaltigen Wertschöpfungskette und 
besserer Kreislaufwirtschaft gelegt. Ein Beispiel hierfür: die Elektro-Mobilität, hier wird dies bereits im Bereich der 
Batterieproduktion erreicht. Es ist Brandenburg in den letzten Jahren gelungen, vom Batterierohstoff Lithiumhydro-
xid (Unternehmensansiedlung Rock Tech Lithium) über das in Schwarzheide produzierte Kathoden- (BASF) und Ano-
denmaterial (Altech [Sachsen]) die wichtigsten Grundbestandteile für eine Weiterverarbeitung der Batteriezellenher-
stellung anzusiedeln. Die Batteriezellproduktion erfolgt u. a. bei Microvast und zukünftig bei SVolt. Die industriellen 
Endabnehmer von Batterien sind mit Tesla und Daimler-Benz ebenfalls bereits in Brandenburg etabliert. Selbst für das 
Recyceln der Batterien konnten qualifizierte Unternehmen in den vergangenen Jahren gewonnen werden (z.B. BASF und 
General Atomics Batterien) oder stehen kurz vor der Ansiedlungsentscheidung (z. B. Boetree). Diese strategische Vorge-
hensweise soll im Rahmen des Ansiedlungsmanagements nun auf alle Clusterbranchen ausgedehnt werden. Grundlage 
hierfür bildet neben der Brandenburgischen Ansiedlungsstrategie 2023 die Industrie- und Innovationsstrategie.
 
Das Unternehmen Contemporary Amperex Technology Co., Limited (»CATL«) ist ein global agierendes Unternehmen 
für innovative Energietechnologien. Die Geschäftsfelder umfassen Forschung und Entwicklung, Herstellung und Ver-
trieb von Batteriesystemen (Lithium-Ionen-Batterien) für Elektrofahrzeuge und stationäre Energiespeichersysteme. 
Am Erfurter Kreuz in Arnstadt ist CATLs erste europäische Produktionsstätte für Lithium-Ionen-Batterien entstanden. 
Der Standort in T H Ü R I NGE N  soll in Zukunft die Zentrale für Europa werden. So sind bis 2025 Investitionen in Höhe 
von ca. zwei Milliarden Euro am Standort geplant, der von derzeit 800 Mitarbeitende auf langfristig rund 2.000 Arbeits-
plätze aufwachsen soll.

Die SPD-geführte Stadt Bochum in NOR DR H E I N-W E S T FA L E N  entwickelt seit Jahren vorbildhaft das Innovations-
quartier Mark 51°7 auf dem 2014 stillgelegten Opel-Gelände. Nun werden die Erfolge dieser beharrlichen Arbeit sichtbar: 
Vom Bergbau zur Automobilproduktion zum vernetzten Quartier für Wissenschaft und Wirtschaft, versorgt durch in-
novative Nahwärmekonzepte und Geothermie. Auf 70 ha Fläche entsteht Beschäftigung in einem breiten Spektrum vom 
Start-up bis zum DAX-Unternehmen. 85 Prozent der Fläche sind bereits verkauft, die ersten Unternehmen eingezogen. 
2025 sollen hier 10.000 Menschen gute Arbeit finden.

Minister Lies und Ministerin Osigus beim intensiven Austausch zum abgebildeten Wasserstofftank (CFK - Kohlenstofffaserverstärkter 

Kunststoff, Prototyp) während der diesjährigen Wasserstofftage Nordwest am 6. Juni 2023.
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Den Industriestandort SA A R L A N D  mit Zukunftsbranchen zu diversifizieren, ist eine der größten Herausforderungen 
des Strukturwandels im Saarland. Die Landesregierung fokussiert sich darauf, Anknüpfungspunkte zu schaffen, wo 
bestehende Stärken sind: Führende Forschungsinstitute in den Bereichen Informatik, Cybersecurity und künstliche In-
telligenz sind für viele Branchen der Zukunft von zentraler Bedeutung. Es geht daher darum, diese Branchen zu stärken 
und gezielt Ansiedlungen zu fördern, die sich diese Expertise zunutze machen können. Ob Luft- und Raumfahrttech-
nik, Digital Health oder Gamingindustrie, das Saarland wirbt mit bestehender Expertise, einer aktiven Infrastruktur-
politik und herausragender Wissenschaft für eine Diversifizierung der Wirtschaft.  

BE R L I N  will den Anteil industrieller Fertigung in der wirtschaftlichen Produktion in den kommenden Jahren deutlich er-
höhen. Der »Masterplan Industriestadt Berlin« der SPD-geführten Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie und Betriebe 
ist dabei ein wichtiger Orientierungsrahmen für alle Akteure. Von zentraler Bedeutung sind dabei Internationalisierung, 
Ansiedlungspolitik und Standortmarketing. Mit Vorzeigeprojekten wie der Urban Tech Republic auf dem ehemaligen 
Flughafengelände in Tegel werden dabei gezielt neue Industriestandorte gefördert. Die gemeinsame Innovationsstrategie 
InnoBB mit dem Land Brandenburg soll die Metropolregion zum Innovationsstandort Nummer 1 in Europa machen.

Industriestandorte funktionieren im Verbund. Das Abfallprodukt des einen Unternehmens dient als Rohstoff eines an-
deren Betriebes. Diese Logik wird durch den klimaneutralen Umbau der Produktionsprozesse erschüttert. Bisherige 
Verbundsysteme verändern sich und neue entstehen. Dafür braucht es eine angepasste Industriepolitik, die ihren Fokus 
darauf richtet, gezielt fehlende Bausteine von Kreislaufsystemen an bestehende Standorte zu bringen. Die SPD-Fraktion 
in S C H L E S W IG -HOL S T E I N  fordert, dass die Wirtschafts- und Technologiegesellschaft (WTSH) des Landes neu 
und vor allem internationaler aufgestellt wird. So soll um die geplante Ansiedlung der Batteriefabrik von Northvolt ein 
neues Öko-System entstehen.

M E C K L E N BU RG -VOR P OM M E R N  will die Chancen nutzen, die sich aus der Dekarbonisierung ergeben, um sich 
frühzeitig als Industriestandort gerade für neue, saubere und nachhaltig »grüne« Industrien zu positionieren. Um den 
industriellen Strukturwandel aktiv zu begleiten, die wirtschaftlichen Potenziale zu heben und die Akteure auf Ebene 
der Landesregierung, des Landes und in der Bundesrepublik zusammenzuführen, hat die Landesregierung einen »In-
dustriebeauftragten und Koordinator der Landesregierung für maritime Wirtschaft« eingesetzt.

Minister Prof. Dr. Armin Willingmann begrüßt die mehr als 100 Teilnehmerinnen und Teilnehmer zur Abschlussveranstaltung des Zukunfts- 

und Klimaschutzkongresses des Landes Sachsen-Anhalt.
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Seit Januar 2023 unterstützt in T H Ü R I NGE N  die bei der ThEGA eingerichtete Kompetenzstelle »Dekarbonisierung 
der Thüringer Wirtschaft« Thüringer Unternehmen und Unternehmensverbünde als zentraler Ansprechpartner auf 
Landesebene in der Breite zu allen Fragen der Dekarbonisierung und Transformationsprozessen im Unternehmen. Vor 
allem durch Informations-, Vernetzungs- und Beratungstätigkeiten hilft die Kompetenzstelle Thüringer Unternehmen 
bei der Transformation ihrer Betriebe. Sie agiert als interdisziplinäre und branchenübergreifende Austausch- und In-
formationsplattform, die Wissen zur Dekarbonisierung in den Unternehmen bündelt, systematisiert und aufbereitet. 
Bei der Suche nach möglichen Kooperations- und Projektpartnern sowie der Einwerbung von Fördermitteln kann sie 
Hilfestellung leisten.

Planungs- und Genehmigungsverfahren in H E S SE N  dauern viel zu lang – von Windkraftanlagen bis hin zu Bauge-
nehmigungen. Damit Hessen ein starkes und lebenswertes Industrieland bleibt, fordert die SPD-Landtagsfraktion ein 
Hessentempo für Planungen und Genehmigungen einführen. Zum Abbau von Aktenbergen braucht es etwa eine gute 
Ausstattung von Verwaltung und Gerichten mit Fachkräften und einen Digitalisierungsschub für das staatliche An-
tragswesen. Bei der Beschleunigung von Infrastrukturvorhaben sollen gemeinsam mit dem Bund alle Potenziale ausge-
schöpft werden. Standardisierung von Prüfungen, Genehmigungsfiktionen und schlanke behördliche Verfahren sind 
hier mögliche Antworten. Die Ansiedlung von Biontech in Marburg hat gezeigt, was hier möglich ist.

Grüne Industrie ist keine Zukunftsmusik mehr, sondern der Umbau hat bereits begonnen – mit N I E DE R SACH SE N 
als Vorreiter, wie die Beispiele grüner Stahl, grüne Chemie oder grüne Mobilität zeigen. Um zukunftsträchtige Indust-
rien anzuziehen, wird Niedersachsen das Ansiedlungsmanagement neu aufstellen und vorausschauend Flächen entwi-
ckeln. Dazu gehört auch, dass vorbereitend Naturschutzflächen für die notwendige Kohärenz entwickelt werden. Das 
Ziel Klimaneutralität bis 2040 gelingt nur, wenn der soziale und ökologische Umbau zusammengedacht, gemeinsam 
mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, ihren Gewerkschaften und Betriebsräten sowie den Unternehmen 
realisiert und mit einer aktiven Industrie- und Ansiedlungspolitik eng begleitet wird. 

Die Beschleunigung der Planungs- und Genehmigungsverfahren ist ein zentraler Hebel, um den Gigabitausbau in 
Deutschland weiter voranzutreiben. Mit dem von R H E I N L A N D -PFA L Z  und Hessen mitentwickelten Breitband-Por-
tal können Antrags- und Genehmigungsverfahren künftig vollständig digital abgewickelt werden. Als »Einer für Al-
le«-Leistung im Rahmen der OZG-Umsetzung befindet sich das Breitbandportal bereits in weiteren Bundesländern im 
Rollout. Nur durch die öffentliche Förderung des Ausbaus digitaler Infrastruktur kann sichergestellt werden, dass er 
nicht hinter den hohen Ansprüchen der Unternehmen und privaten Haushalte zurückbleibt. Ein flächendeckender Aus-
bau ist entscheidend, um gleichwertige Lebensverhältnisse auf dem Land und in der Stadt zu gewährleisten.

Das SPD-geführte Wirtschaftsministerium SACHSE N  hat Anfang 2023 eine neue ressortübergreifende Digitalstrate-
gie für den Freistaat vorgelegt. Unter anderem wird danach mit einem Sondervermögen Breitbandfonds der flächende-
ckende Breitbandausbau mit Glasfaser abgesichert. Hierzu berät und vernetzt die 2022 im Geschäftsbereich des Wirt-
schaftsministeriums gegründete Digitalagentur Sachsen. Das Verkehrsministerium unterstützt außerdem die Stadt 
Dresden beim Bau einer Teststrecke für intelligente Verkehrssysteme.



19

Gleichzeitig muss inländisches Potential durch Ausbil-
dung, Weiterbildung und Qualifizierungen aktiviert wer-
den. Dem zugrunde liegt das tief in der Sozialdemokratie 
verwurzelte Versprechen, dass Arbeit sich lohnen muss. 
Eine steigende Anzahl von Jobs mit Tarifbindungen ist 
hierfür das beste Mittel. Auch pragmatische und transpa-
rente Partizipationsmöglichkeiten der Bevölkerung wer-
den entscheidend dafür sein, inwieweit die Energiewende 
vorankommt. Ein Bottom-Up Ansatz, bei dem die Bevöl-
kerung vor Ort mitgenommen und finanziell beteiligt 
wird, ist hier der richtige Ansatz.

Neben der physischen Infrastruktur bedarf eine erfolgrei-
che Transformation einer Reihe von passender Rahmen-
bedingungen. Ein entscheidender Faktor für das Gelin-
gen unserer Bestrebungen, die Wirtschaft klimaneutral 
und resilient aufzustellen, sind genügend und gut ausge-
bildete Arbeits- und Fachkräfte. Der Mangel eben dieser 
wird seit Jahren diskutiert, und die Auswirkungen zeigen 
sich mittlerweile in jeder Branche. Mit der Novelle des 
Einwanderungsgesetzes wurde ein modernes Einwande-
rungsrecht geschaffen, das Deutschland zu einem attrak-
tiven Einwanderungsland macht. 

BE I S P IE L E
V ON  G U T E R  A R BE I T  Z U 
PA R T I Z IPAT ION  –  DIE  R IC H T IGE N 
R A HME NBE DING U NGE N  F Ü R 
DIE  T R A N S F OR M AT ION

 In Cottbus entsteht aktuell das modernste ICE-Instandhaltungswerk der Deutschen Bahn, welches einer großen Zahl an hochqualifizierten 

Auszubildenden und Beschäftigten in der Lausitz eine Perspektive für die Zukunft gibt. 
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Zum Ausbildungsjahr 2024/2025 wird im Land BR E M E N  ein Ausbildungsunterstützungsfonds eingeführt, um dem Mangel an 
Ausbildungsplätzen entgegenzuwirken. Mit dem Fonds möchte das Land mehr Ausbildungsplätze schaffen und unversorgte Ju-
gendliche mit ihren Fähigkeiten besser qualifizieren. So sollen Unternehmen und auch der Öffentliche Dienst eine Umlage in den 
Fonds einzahlen. Den Unternehmen, die ausbilden, wird ein Teil ihrer Kosten erstattet. Die Unternehmen, die nicht ausbilden, be-
teiligen sich finanziell an den Ausbildungskosten der anderen Unternehmen. Die Kosten einer Ausbildung werden so gerechter verteilt.

In H E S SE N  sollen, so fordert es die SPD-Fraktion im Landtag, zur Unterstützung von kleinen und mittelständischen Unter-
nehmen Meister-, Fachwirt- und Technikerprüfungen kostenfrei angeboten werden. Hierdurch sollen das Handwerk sowie 
die Wirtschaft als solche bei der Sicherung des Fachkräftenachwuchses nachhaltig unterstützt werden und die Bereitschaft 
zu Aufstiegsfortbildungen und –abschlüssen für Gesellinnen und Gesellen gefördert werden. Das Aufstiegs-BAföG soll in 
Hessen noch stärker ausgebaut und nutzbar gemacht werden.

Um kleine und mittlere Unternehmen sowie Beschäftigte passgenau durch Beratungs- und Unterstützungsangebote zur 
Fachkräftesicherung und der Gestaltung guter Arbeitsbedingungen zu unterstützen, wurde in SACH SE N  im Jahr 2021 das 
Zentrum für Fachkräftesicherung und Gute Arbeit (ZEFAS) in Chemnitz gegründet. Das ZEFAS ist die landesweite sächsische 
Servicestelle für alle Anliegen rund um das Thema Fachkräftesicherung und die Gestaltung guter Arbeitsbedingungen.

Mit dem Koalitionsvertrag von SPD und Bündnis90/Die Grünen in N I E DE R SACH SE N  wurde vereinbart, den sozialdemo-
kratischen Grundsatz »Öffentliches Geld nur für Gute Arbeit« konsequent umzusetzen, indem die rechtlichen Möglichkeiten 
ausgeschöpft und durch eine Novellierung des Niedersächsischen Tariftreue- und Vergabegesetzes alle öffentlichen Aufträge 
an repräsentative Tarifverträge sowie soziale und ökologische Standards, verbunden mit besseren, gesetzlich verankerten 
Kontrollen, gebunden werden. Ziel ist, dass eine Verabschiedung des Gesetzes mit einer rechtssicheren Berücksichtigung von 
Tariflöhnen bei der Vergabe öffentlicher Aufträge im Sommer 2024 in Kraft tritt. 

Um Lohndumping zu vermeiden und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen, hat die Landesregierung M E C K L E N-
BU RG -VOR P OM M E R N  das Tariftreue- und Vergabegesetz mit dem Ziel überarbeitet, dass öffentliche Aufträge nur an Un-
ternehmen mit Tarifverträgen vergeben werden. Die Neuregelung ist ein wichtiges Element zur Fachkräftesicherung im Land 
und sorgt gleichzeitig dafür, die seit Jahren sinkende Tarifbindung wieder zu stärken und Beschäftigte so vor Lohndumping 
und schlechten Arbeitsbedingungen zu schützen.

Um Lohndumping zu vermeiden und gleiche Wettbewerbsbedingungen zu schaffen, hat die Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern das 

Tariftreue- und Vergabegesetz mit dem Ziel überarbeitet, dass öffentliche Aufträge nur an Unternehmen mit Tarifverträgen vergeben werden.
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Bereits in der vergangenen Wahlperiode wurde im damals SPD-geführten Wirtschaftsministerium in SACH SE N-A N H A LT 
ein neues Tariftreue- und Vergabegesetz vorbereitet. Im Jahr 2022 wurde dieses Gesetz vom Landtag verabschiedet und konnte 
so zum 1. März 2023 in Kraft treten. 

In Cottbus in BR A N D E N BU RG  entsteht das modernste ICE-Instandhaltungswerk der Deutschen Bahn. In zwei Hallen 
werden die Wartung und Instandhaltung der stetig wachsenden ICE 4-Flotte effizient gestaltet und durchgeführt. Die ers-
te Halle wird bereits 2024 in Betrieb gehen, die zweite viergleisige Halle folgt 2026. Das Projekt gibt einer großen Zahl an 
hochqualifizierten Auszubildenden und Beschäftigten in der Lausitz eine Perspektive für die Zukunft und stärkt damit den 
regionalen Arbeitsmarkt. Menschen, die mit der Beendigung der Braunkohleverstromung ihren Arbeitsplatz verlieren, wird 
eine neue und sichere Beschäftigungsmöglichkeit in der Lausitz eröffnet. Der Standort erweitert zudem das Angebot für eine 
Berufsausbildung erheblich. Jedes Jahr wird zahlreichen Nachwuchskräften aus der Region die Möglichkeit einer hochquali-
fizierten Erstausbildung im neuen Werk eröffnet.

Seit 2020 arbeitet der Transformationsrat erfolgreich in R H E I N L A N D -PFA L Z . Vertreterinnen und Vertreter der Landesre-
gierung, der Gewerkschaften, der Unternehmen, der Kammern und der Bundesagentur für Arbeit beraten darin gemeinsam 
über geeignete Maßnahmen zur Unterstützung der Betriebe und Beschäftigten in der Transformation. Mit der Transformati-
onsagentur hat das SPD-geführte Rheinland-Pfalz eine zentrale Anlaufstelle für Beschäftigte und Betriebe sowie Bürgerin-
nen und Bürger für alle Fragen rund um die vielfältigen Veränderungen ihrer Arbeits- und Lebenswelt. Sie bietet Beratung zu 
passenden Weiterbildungsmöglichkeiten, unterstützt bei der Akquise von Fördermitteln und berät beim Aufbau von regiona-
len Transformationsnetzwerken, die die Transformation vor Ort gestalten. Mit den Transformationsbegleitern ergänzt die 
Landesregierung das Angebot der Transformationsagentur um ein individuelles Coaching für Erwerbstätige.

Ein Strukturwandelprozess des Ausmaßes, wie er im SA A R L A N D  bevorsteht, ist immer beteiligungsbedürftig. Aus diesem 
Grund hat die Ministerpräsidentin des Saarlandes mit dem Zukunftsbündnis Saar ein Gremium geschaffen, das eine brei-
te Beteiligung der Zivilgesellschaft ermöglicht, aber dennoch mit einer Mitgliederanzahl von ca. 25 Akteuren arbeitsfähig 
bleibt. In drei eingesetzten Arbeitskreisen arbeiten Regierung und Expertinnen und Experten gemeinsam daran, Konzepte 
zu entwickeln, die dann durch das breite Bündnis beraten werden. In dem Gremium sollen auch Arbeitsergebnisse der Regie-
rung diskutiert werden, bevor es eine abschließende Befassung im Kabinett gibt. 

Der Ausbildungsunterstützungsfonds in Bremen soll ab dem Ausbildungsjahr 2024/2025 den Mangel an Ausbildungsplätzen entgegen -

wirken. In Thüringen sollen mithilfe einer »German Professional School« potenzielle Auszubildende aus dem Ausland erreicht werden.
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Die im Zusammenhang mit der Dekarbonisierung der Wirtschaft stehenden Handlungsfelder sind komplex und berühren 
unterschiedliche Ressortzuständigkeiten. Beispiele sind die Fortschreibung des Landesentwicklungsprogramms, die Identi-
fizierung von in der Kompetenz des Landes liegenden Ansätzen zur Vereinfachung und Beschleunigung von Verfahren sowie 
die verstärkte Ausrichtung der Wirtschaftsförderung auf die Themen Klimaschutz und Transformation. Die Landesregierung 
T H Ü R I NGE N  hat daher eine ressortübergreifende Arbeitsgruppe eingerichtet, die sämtliche Maßnahmen der betroffenen 
Ressorts koordiniert, Empfehlungen aus Wissenschaft und Praxis prüft und dem Kabinett entsprechende Handlungsvor-
schläge und Berichte vorlegt. Das Kabinett hat im Mai beschlossen, mit einer Pilotphase der »German Professional School« 
in den Jahren 2023 - 2026 einen weiteren Beitrag zur Gewinnung von potenziellen Auszubildenden im Land leisten zu wollen. 
Innerhalb von 12 Monaten werden jährlich junge Menschen aus dem Ausland auf eine Ausbildung und ein Leben in Thüringen 
vorbereitet und anschließend in ein Ausbildungsverhältnis mit geeigneten Unternehmen vermittelt.

Auch in B A DE N-W Ü RT T E M BE RG  sinkt die Tarifbindung. Deshalb hat die SPD-Landtagsfraktion einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, der das vor zehn Jahren unter einem SPD-Wirtschaftsminister eingeführte Landestariftreue- und Mindestlohnge-
setz weiterentwickelt. Geplant war, einen vergabespezifischen Mindestlohn in Höhe der Einstiegsstufe des TV-L vorzusehen, 
die Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen zu regeln und ein Verbot der Tarifflucht bei Privatisierungen durch die öf-
fentliche Hand einführen. Und auch der Fachkräftemangel wird für Betriebe in Baden-Württemberg zu einem immer grö-
ßeren Problem. Die SPD-Landtagsfraktion hat daher unter anderem folgende Maßnahmen vorgeschlagen: Die Einführung 
eines Weiterbildungsfonds, um Beschäftigte insbesondere in KMU zu qualifizieren und Beschäftigung zu sichern; die Ein-
richtung eines eigenen Programms des Landes zur Anwerbung ausländischer Fachkräfte und eine Schulgesetzänderung, um 
die berufliche Orientierung insbesondere an Gymnasien zu stärken und hier verstärkt über alle Möglichkeiten der beruflichen 
Ausbildung zu informieren. Die grün-schwarze Landesregierung war für beide Anliegen nicht bereit.

Das gemeinsam von Rheinland-Pfalz und Hessen mitentwickelte Breitband-Portal ist ein zentraler Hebel, um den Gigabitausbau in 

Deutschland weiter voranzutreiben. In Sachsen wird mit einem Sondervermögen Breitbandfonds der flächendeckende Breitbandausbau 

mit Glasfaser abgesichert.
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Auch Sachsen-Anhalts Energieminister hat als Vorsitzen-
der der Energieministerkonferenz deutlich gemacht, dass 
dauerhaft hohe Energiepreise die Wettbewerbsfähigkeit von 
Unternehmen und damit auch die Arbeitsplätze der Beschäf-
tigten gefährden. Als Lösung für dieses Problem schlug er 
schon frühzeitig einen Industriestrompreis in einer Grö-
ßenordnung von fünf Cent pro Kilowattstunde sowie flan-
kierende Maßnahmen wie die Senkung staatlich induzierter 
Strompreisbestandteile, insbesondere der Stromsteuer auf 
das europäische Mindestmaß, vor. Auch die Niedersäch-
sische Landesregierung betont, dass gerade in der Über-
gangszeit für die Transformation der Wirtschaft hin zu einer 
klimaneutralen Produktion verlässliche und international 
wettbewerbsfähige Energiepreise für unsere Industrie ge-
braucht werden. Dabei gehe es um alle energieintensiven 
Unternehmen und damit auch um kleine und mittlere Unter-
nehmen. 

Spannungen und Konflikten. Hier gilt es, verständliche Ant-
worten zu finden. Die SPD ist seit 160 Jahren eine verlässliche 
Partnerin, die Veränderungsprozesse proaktiv begleitet und 
die Menschen im Blick hat. Dabei ist sozialdemokratische 
Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik nur möglich, indem 
mit Gewerkschaften und zivilgesellschaftlichen Akteuren 
vor Ort vertrauensvoll zusammengearbeitet wird.  

Der einstimmige Beschluss aller 16 Bundesländer auf der 
Wirtschaftsministerkonferenz in Bayern im Juni dieses 
Jahres, einen Transformationsstrompreis einzufordern, 
zeigt die Relevanz des Instruments als Zwischenlösung bis 
zur Hochskalierung der Erneuerbaren Energien. Um den 
industriellen Kern in Deutschland zu erhalten und eine Ab-
wanderung von Firmen ins Ausland zu verhindern, spielt ein 
kompetitiver Strompreis eine entscheidende Rolle. Dieser 
muss jedoch an klare Bedingungen geknüpft sein: Der Trans-
formationsstrompreis muss branchenoffen sein, energiein-
tensive mittelständische Unternehmen ebenso entlasten wie 
große Industriekonzerne, und davon profitierende Unter-
nehmen müssen ihre Beschäftigten nach geltenden Tarifver-
trägen bezahlen. Das Saarland hat vor diesem Hintergrund 
einen entsprechenden Antrag in den Bundesrat eingebracht. 

Die Veränderungen, vor denen wir als Gesellschaft stehen 
sind immens. Neben Gewissheiten, die bereits seit Jahrzehn-
ten wissenschaftlich fundiert sind, wie beispielsweise die 
Konsequenzen, die ein Nichthandeln in Bezug auf die Klima-
krise haben kann, häufen sich auch unvorhersehbare Ereig-
nisse. Die Pandemie, der Krieg in Europa und auch Diskus-
sionen über Waffenlieferungen führen zu gesellschaftlichen 

Der Industriestrompreis als Brücke 
ins erneuerbare Zeitalter

Die Zukunft im Blick 
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N I E D E R S A C H S E N 
»Das vor uns liegende Jahrzehnt wird im Zeichen der Trans-
formation unseres Landes stehen. Das beginnt bei unserer 
Energieversorgung, geht über die Wärmewende und – damit 
eng verknüpft – die Frage nach bezahlbarem Wohnraum bis 
hin zu der Frage, wie wir uns künftig fortbewegen, also der 
Zukunft unserer Mobilität. Das sind die großen Fragen eines 
großen Wandels, für den wir Sicherheit und Verlässlichkeit 
bieten müssen. Das kann nur gelingen, wenn der soziale 
und ökologische Umbau zusammengedacht und gemeinsam 
mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, ihren Ge-
werkschaften und Betriebsräten sowie den Unternehmen in 
unserem Land realisiert wird. Wir müssen gemeinsam mit 
den Sozialpartnern die vor uns liegenden Transformations-
prozesse mit aktiver Industrie- und Ansiedlungspolitik eng 
begleiten.« 

Olaf Lies

B R A N D E N B U R G
»Die Brandenburger Wirtschaft hat insbesondere im Jahr 
2022 deutlich zugelegt: Beim Bruttoinlandsprodukt ist kein 
anderes Flächenland in Deutschland stärker gewachsen als 
Brandenburg. Wir haben 2022 ein Investitionsvolumen von 
mehr als 1,8 Milliarden Euro erzielt und mehr als 9.500 Ar-
beitsplätze geschaffen. Brandenburg hat wirtschaftlich, 
aber auch strukturpolitisch sehr viel erreicht. Diesen Weg 
werden wir nun weitergehen! Die dynamische Entwicklung 
in Brandenburg hat durch die Ansiedlung Teslas im März 
2022 in Grünheide einen zusätzlichen Schub bekommen: 
Der Aufbau einer neuen Wertschöpfungskette im Zukunfts-
feld »Moderne Mobilität, vor allem in der Batterietechnik. 
Brandenburg wird nicht nur das Erneuerbare Energien Land 
sein, sondern auch Beispiel für Mobilitätswende und Kreis-
laufwirtschaft. Brandenburg gestaltet die Industrie der Zu-
kunft!« 

Prof. Dr.-Ing. Jörg Steinbach

B AY E R N
»Erneuerbare Energien sind unverzichtbar für Klimaschutz 
und gute Wirtschaft auch in Zukunft. Zum Erfolgsmodell für 
alle Bürgerinnen und Bürger werden sie durch Beteiligung 
an der Standortauswahl und am Gewinn der Anlagen.« 

Annette Karl

R H E I N L A N D - P FA L Z
»Die Wucht der Transformation ist in nahezu allen Branchen 
spürbar. Beschäftigte und Unternehmen stehen unter einem 
enormen Transformationsdruck. Wir lassen die Menschen 
im Wandel der Arbeitswelt nicht alleine und machen sie fit 
für den Arbeitsmarkt der Zukunft. Unser Ziel ist es, Rhein-
land-Pfalz zum Gewinner der Transformation zu machen.« 

Alexander Schweitzer

S C H L E S W I G - H O L S T E I N
»Klimaschutz darf nicht zu einer Lifestyle-Frage gemacht 
werden. Damit alle unabhängig vom Geldbeutel klimaneu-
tral werden können, brauchen wir einen starken Staat. Mit 
neuen Infrastrukturen wie Wärmenetzen, mehr Bussen und 
Bahnen oder Ladesäulen für E-Autos ermöglichen wir ein 
klimaneutrales Leben, statt es gesetzlich zu verordnen.« 

Thomas Losse-Müller

B A D E N - W Ü R T T E M B E R G
»Die Beschäftigten der Automobil- und Zulieferindustrie in 
Baden-Württemberg müssen sich darauf verlassen können, 
dass die Transformation durch Maßnahmen von Seiten der 
Landes- und Bundepolitik eng begleitet wird und Jobs gesi-
chert werden. Dafür steht die SPD.« 

Andreas Stoch 

»Der Industriestandort Baden-Württemberg braucht eine 
sichere und bezahlbare Versorgung mit Erneuerbaren Ener-
gien. Die grün-geführte Landesregierung wird daher mehr 
und mehr zum Standortrisiko, weil der Ausbau Erneuerbarer 
Energien in Baden-Württemberg nur schleppend vorangeht. 
Die SPD wird weiterhin darauf drängen, dass der Süden zu 
anderen Bundesländern aufschließt.«

Dr. Boris Weirauch

B R E M E N
»Ein Energy-Port kommt nicht nur dem Klima zugute, son-
dern schafft auch Arbeitsplätze und Wertschöpfung« 

Volker Stahmann 

»Der Ausbildungsunterstützungsfonds ist auch eine wirt-
schaftspolitische Fördermaßnahme, denn gut ausgebildete 
Fachkräfte sind ein harter Standortfaktor.«

Volker Stahmann

Unsere Unterstützerinnen 
und Unterstützer: 
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N O R D R H E I N - W E S T FA L E N
»Innovation Cities in Bottrop macht deutlich, dass die Wär-
mewende im Bestand mit offensiver und kreativer Einbin-
dung von Handwerk, Verwaltung und Bürgerschaft erfolg-
reich ist. Die Wärmewende von »unten« hat breite Akzeptanz 
und steigert die Lebensqualität.« 

André Stinka

S A A R L A N D
»Wir werden vieles verändern müssen, wenn wir wollen, 
dass Beschäftigung, gesellschaftlicher Zusammenhalt und 
wirtschaftliche Entwicklung auch künftig gesichert sind. 
Deshalb bedarf es zupackender, nachhaltiger Industriepoli-
tik mit sozialdemokratischer Handschrift.« 

Anke Rehlinger

T H Ü R I N G E N 
»Wer zukunftsfähig wirtschaften will, bringt ökonomische, 
ökologische und soziale Aspekte langfristig in Einklang. Das 
gelingt am besten, indem die Transformation der Wirtschaft 
konsequent vorangetrieben wird. Der Weg dorthin mag 
manchmal steinig sein, doch mit ihm öffnen sich zugleich 
unzählige Chancen, die es anzupacken gilt. Um der ange-
strebten Transformation allumfassend gerecht zu werden, 
agiert der Freistaat Thüringen dabei auf mehreren Ebenen. 
Im Fokus stehen unter anderem Investitionen im Bereich 
Wasserstoff sowie Batterieforschung und -produktion«. 

Wolfgang Tiefensee

S A C H S E N - A N H A LT
»Wir brauchen einen verlässlichen, planbaren Strompreis 
für Großabnehmer. Unternehmen, die Strom aus Erneuer-
baren Energien beziehen, sollten von einem günstigen In-
dustriestrompreis profitieren. So sichern wir Wettbewerbs-
fähigkeit und kommen zugleich beim Klimaschutz ein gutes 
Stück weiter. Unternehmen, die jetzt konsequent in klima-
neutrale Energieversorgung und Technologien investieren, 
werden einen klaren Wettbewerbsvorteil haben. Eingespar-
te Emissionen werden zu einer lukrativen Ertragsquelle. Wer 
das begreift und danach handelt, wird zu den Gewinnern 
zählen.«

Armin Willingmann

M E C K L E N B U R G -V O R P O M M E R N 
»Die Wirtschaft in Mecklenburg-Vorpommern steht vor 
großen Herausforderungen, es gilt beispielsweise die 
Transformation zu einer klimafreundlicheren Produktion, 
Inflation, steigende Energiepreise, Fachkräftemangel, Lie-
ferkettenprobleme, Unsicherheiten durch den Ukrainekrieg 
insbesondere in Bezug auf die zuverlässige Energie- und 
Wärmeversorgung zu bewältigen. Ziel der Wirtschaftspo-
litik der Landesregierung ist es, die Industrie bei der Be-
wältigung dieser Herausforderungen zu unterstützen, die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zu erhalten und 
auszubauen und den industriellen Sektor weiter zu stärken. 
So entsteht eine moderne, international wettbewerbsfähige 
und klimafreundliche Industrie zur Schaffung und Siche-
rung von Wertschöpfung und attraktiven Arbeitsplätzen für 
Mecklenburg-Vorpommern.«

Reinhard Meyer

H E S S E N 
»Starke Wirtschaft, gute Arbeitsbedingungen und ökolo-
gische Verantwortung gehören zusammen – entlang dieser 
Leitplanken werden wir die Transformation der hessischen 
Wirtschaft zukünftig gestalten. Auch im aufziehenden 
Landtagswahlkampf in Hessen ist die Transformation der 
Wirtschaft ein zentrales Thema: gerade auch in Hinblick auf 
die Gewinnung und Sicherung von Fach- und Arbeitskräften 
denken wir die vielfältigen Transformationsherausforde-
rungen mit und machen uns dafür stark, dass die notwendi-
gen Veränderungen mit und im Interesse der Beschäftigten 
aktiv durch die Politik (mit-)gestaltet werden.«

Tobias Eckert

B E R L I N
»Unser Ziel ist, dass Berlin zu einem der wirtschaftsstärks-
ten und wettbewerbsfähigsten Standorte in Europa wird. 
Schon heute hat unsere Hauptstadt das Potenzial dazu: Sie 
weist seit Jahren ein überdurchschnittliches Wirtschafts-
wachstum auf und ist durch einen sehr vielfältigen Bran-
chenmix robust aufgestellt. Eine entscheidende Rolle spielt 
jetzt die Transformation Berlins zur klimaneutralen Met-
ropole. Berlin kann hier Vorreiter der urbanen Klimawende 
werden. Deshalb gehen wir mit unserem Sondervermögen 
Klimaschutz, Resilienz und Transformation neue Wege und 
investieren massiv in Erneuerbare Energien für die Stadt, in 
effiziente Gebäude, in die Dekabonisierung und Digitalisie-
rung unserer Wirtschaft und in neue Mobilität.« 

Franziska Giffey
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